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A. Bekanntmachungen des Landkreises Aurich 

 
 

Zugelassene Wahlvorschläge für die Kreiswahl am 12.09.2021 im Landkreis Aurich 
 

Gemäß § 28 Abs. 6 Nds. Kommunalwahlgesetz (NKWG) in Verbindung mit § 38 Abs. 1 Nds. Kommunal-
wahlordnung (NKWO) gebe ich die durch den Kreiswahlausschuss in der Sitzung am 29.07.2021 zuge-
lassenen Wahlvorschläge für die Kreiswahl am 12.09.2021 bekannt. 
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Aurich, den 29.07.2021 
 
Landkreis Aurich 
 
Der Wahlleiter 
In Vertretung 
Dr. Puchert 
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Widerruf der Allgemeinverfügung des Landkreises Aurich vom 28.02.2017 zur Genehmigung für 
den Umbruch zur Grünlanderneuerung im Wasserschutzgebiet der Wassergewinnungsanlage Hage 
 
Der Landkreis Aurich, untere Wasserbehörde, Gewerbestraße 61, 26624 Südbrookmerland, erlässt fol-
genden Widerruf: 
 
1. Die Allgemeinverfügung des Landkreises Aurich zur Genehmigung für den Umbruch zur Grünlander-
neuerung im Wasserschutzgebiet der Wassergewinnungsanlage Hage vom 28.02.2017, bekannt ge-
macht im Amtsblatt Nr. 10/2017 vom 10.03.2017, wird widerrufen. 
 
2. Der Widerruf tritt am Tag nach seiner öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
Begründung: 
 
Der Widerruf erfolgt gemäß § 49 VwVfG durch den Landkreis Aurich als gemäß § 52 Absatz 1 Satz WHG 
sowie § 7 Absatz 1 Satz 1 i. V. m. § 5 Absatz 1 Ziffer 14 WSG-VO Hage zuständige Behörde. 
 
Aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung wurde den Nutzungsberechtigten von Grünlandflächen 
im Geltungsbereich des Wasserschutzgebietes Hage, die einen Umbruch zur Grünlanderneuerung 
durchführen wollen, mittels der o. a. Allgemeinverfügung die Genehmigung zum Umbruch erteilt. Be-
standteil der Allgemeinverfügung war die Auflage, dass der Umbruch zur Grünlanderneuerung vor sei-
ner Durchführung dem Landkreis Aurich schriftlich anzuzeigen sei. 
 
Die Anträge auf Umbrüche zur Grünlanderneuerung werden zwischenzeitlich unabhängig von der All-
gemeinverfügung der unteren Wasserbehörde des Landkreises Aurich zur Stellungnahme vorgelegt. 
Im Rahmen des Stellungnahmeverfahrens erfolgt eine umfangreiche Einzelfallfallprüfung, die sich aus 
den gesetzlichen Änderungen des NWG ergibt. Das NWG wurde im Nachgang zu der Vereinbarung 
„Niedersächsischer Weg“ dahingehend geändert, dass die beabsichtigten Umbrüche im Hinblick auf 
ihre Lage am Gewässer und die Hangneigung zu überprüfen sind. Eine Verwaltungsvereinfachung ist 
damit nicht mehr gegeben. 
 
Da die Verwaltungsvereinfachung derzeit nicht mehr gegeben ist, wird die Allgemeinverfügung wider-
rufen. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe beim Landkreis Aurich, Fisch-
teichweg 7-13, 26603 Aurich, Widerspruch erhoben werden. 
 
Aurich, den 27.07.2021 
 
In Vertretung 
Dr. Frank Puchert 
Erster Kreisrat 
___________________________________________________________________ 
Rechtsgrundlagen 
 
VwVfG Verwaltungsverfahrensgesetz vom 23. Januar 2003 (BGBl. IS. 102), zuletzt ge-

ändert durch Artikel 24 Absatz 3 des Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 
2154) 

 
WHG Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 258), zuletzt geändert 

durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1408) 
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NWG Niedersächsisches Wassergesetz vom 19.02.2010 (Nds. GVBl. 2010, 64), zu-
letzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 10.12.2020 (Nds. GVBl. 2020, 
477) 

 
WSG-VO Hage Verordnung des Landkreises Aurich über die Festsetzung eines Wasserschutz-

gebietes für die Wassergewinnungsanlagen des Wasserwerkes Hage (Wasser-
schutzgebietsverordnung Hage vom 15.12.2015; Amtsblatt Nr. 48 vom 
18.12.2015, S. 29) 

 

 
Widerruf der Allgemeinverfügung des Landkreises Aurich vom 30.01.1997 zur Genehmigung für die 

Grünlanderneuerung mit Umbruch in Wasserschutzgebieten und dessen Berichtigung vom 
28.05.1997 

 
Der Landkreis Aurich, untere Wasserbehörde, Gewerbestraße 61, 26624 Südbrookmerland, erlässt fol-
genden Widerruf: 
 
1. Die Allgemeinverfügung des Landkreises Aurich zur Genehmigung für die Grünlanderneuerung mit 
Umbruch in den Wasserschutzgebieten auf dem Gebiet des Landkreises Aurich vom 30.01.1997, be-
kannt gemacht im Amtsblatt Nr. 7/97 vom 21.02.1997 sowie dessen Berichtigung vom 28.05.1997, 
bekannt gemacht im Amtsblatt Nr. 21/97 vom 06.06.1997, wird widerrufen. 
 
2. Der Widerruf tritt am Tag nach seiner öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
Begründung: 
 
Der Widerruf erfolgt für das Wasserschutzgebiet Aurich gemäß § 49 VwVfG durch den Landkreis Aurich 
als gemäß § 52 Absatz 1 Satz WHG sowie § 2 Absatz 1 i. V. m. der Anlage Ziffer 2 der SchuVO zuständige 
Behörde. 
 
Der Widerruf erfolgt für das Wasserschutzgebiet Tergast gemäß § 49 VwVfG durch den Landkreis Au-
rich als gemäß § 52 Absatz 1 Satz WHG sowie § 8 Absatz 2 i. V. m. § 5 Absatz 2 Ziffer 12 WSG-VO Tergast 
zuständige Behörde. 
 
Der Widerruf erfolgt für das Wasserschutzgebiet Marienhafe gemäß § 49 VwVfG durch den Landkreis 
Aurich als gemäß § 52 Absatz 1 Satz WHG sowie § 7 Absatz 1 Satz 1 i. V. m. § 5 Absatz 1 Ziffer 14 WSG-
VO Marienhafe zuständige Behörde. 
 
Der Widerruf erfolgt für das Wasserschutzgebiet Hage gemäß § 49 VwVfG durch den Landkreis Aurich 
als gemäß § 52 Absatz 1 Satz WHG sowie § 7 Absatz 1 Satz 1 i. V. m. § 5 Absatz 1 Ziffer 14 WSG-VO 
Hage zuständige Behörde. 
 
Aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung wurde den Nutzungsberechtigten von Grünlandflächen 
im Geltungsbereich der Wasserschutzgebiete auf dem Gebiet des Landkreises Aurich, die einen Um-
bruch zur Grünlanderneuerung durchführen wollen, mittels der o. a. Allgemeinverfügung die Geneh-
migung zum Umbruch erteilt. 
 
Die Anträge auf Umbrüche zur Grünlanderneuerung werden zwischenzeitlich unabhängig von der All-
gemeinverfügung der unteren Wasserbehörde des Landkreises Aurich zur Stellungnahme vorgelegt. 
Im Rahmen des Stellungnahmeverfahrens erfolgt eine umfangreiche Einzelfallfallprüfung, die sich aus 
den gesetzlichen Änderungen des NWG ergibt. Das NWG wurde im Nachgang zu der Vereinbarung 
„Niedersächsischer Weg“ dahingehend geändert, dass die beabsichtigten Umbrüche im Hinblick auf 
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ihre Lage am Gewässer und die Hangneigung zu überprüfen sind. Eine Verwaltungsvereinfachung ist 
damit nicht mehr gegeben. 
 
Da die Verwaltungsvereinfachung derzeit nicht mehr gegeben ist, wird die Allgemeinverfügung wider-
rufen. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe beim Landkreis Aurich, Fisch-
teichweg 7-13, 26603 Aurich, Widerspruch erhoben werden. 
 
Aurich, den 27.07.2021 
 
In Vertretung 
Dr. Frank Puchert 
Erster Kreisrat 
____________________________________________________________ 
Rechtsgrundlagen 
 
VwVfG Verwaltungsverfahrensgesetz vom 23. Januar 2003 (BGBl. IS. 102), zuletzt ge-

ändert durch Artikel 24 Absatz 3 des Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBl. I 2154) 
 
WHG Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 258), zuletzt geändert 

durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I 1408) 
 
NWG Niedersächsisches Wassergesetz vom 19.02.2010 (Nds. GVBl. 2010, 64), zu-

letzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 10.12.2020 (Nds. GVBl. 2020, 
477) 

 
WSG-VO Hage Verordnung des Landkreises Aurich über die Festsetzung eines Wasserschutz-

gebietes für die Wassergewinnungsanlagen des Wasserwerkes Hage (Wasser-
schutzgebietsverordnung Hage vom 15.12.2015; Amtsblatt Nr. 48 vom 
18.12.2015, 29) 

 
WSG-VO Aurich Verordnung der Bezirksregierung Weser-Ems über die Festsetzung eines Was-

serschutzgebietes für die Wassergewinnungsanlagen des Wasserwerkes Au-
rich-Egels des Oldenburgisch-Ostfriesischen Wasserverbandes (Wasserschutz-
gebietsverordnung Aurich-Egels vom 04.11.1991, Amtsblatt Nr. 49 vom 
06.12.1991, 1405) 

 
WSG-VO Marienhafe Verordnung des Landkreises Aurich über die Festsetzung eines Wasserschutz-

gebietes für die Wassergewinnungsanlagen des Wasserwerkes Marienhafe 
(Wasserschutzgebietsverordnung Marienhafe vom 19.01.2018; Amtsblatt Nr. 
5 vom 31.01.2018, 29) 

 
WSG-VO Tergast Verordnung des Landkreises Leer über die Festsetzung eines Wasserschutzge-

bietes für die Wassergewinnungsanlagen Tergast und Simonswolde des Was-
serwerkes Tergast (Wasserschutzgebietsverordnung Tergast vom 23.04.2012; 
Amtsblatt Leer Nr. 8 vom 02.05.2012; 45) 

 
SchuVO Verordnung über Schutzbestimmungen in Wasserschutzgebieten (SchuVO) 

vom 09.11.2009 (Nds. GVBl. 2009, 431), zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 29.05.2013 (Nds. GVBl. 2013, 132) 



- 646 - 

Öffentliche Bekanntmachung eines Antrages nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz 
ENERCON IPP Deutschland GmbH (Az.: 1815/2016) 

 
Gemäß § 10 Abs. 7 und 8 BImSchG (Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge – Bundes-Immissions-
schutzgesetz-) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I. S. 1274), zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 Absatz 1 des Gesetzes vom 9. Dezember 2020 (BGBl. I S. 2873) in Verbindung mit 
§ 21a der 9. BImSchV (Verordnung über das Genehmigungsverfahren) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 29. Mai 1992 (BGBl I. S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 2 der Verordnung vom 11. 
November 2020 (BGBl. I S. 2428) wird die Entscheidung über den Antrag der Enercon IPP Deutschland 
GmbH, Dreekamp 5, 26605 Aurich, auf Erteilung einer Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb 
von drei Windenergieanlagen des Typs Enercon E-126/EP3 TES mit einer Nabenhöhe von 135,31 m, 
einer Gesamthöhe von 198,81 m und einer Nennleistung von jeweils 4.000 kW öffentlich bekannt ge-
macht: 
 
I. Verfügender Teil des Bescheides (Tenor): 
auf Grund des § 4 in Verbindung mit § 10 BImSchG*1 und Nr. 1.6.2 des Anhangs 1 der 4. BImSchV*2 
erteile ich hiermit nach Maßgabe dieses Bescheides unbeschadet der Rechte Dritter die Genehmigung 
zur Errichtung und zum Betrieb von drei Windenergieanlagen des Typs Enercon E-126/EP3 TES mit 
einer Nabenhöhe von 135,31 m, einer Gesamthöhe von 198,81 m (GOK) und einer Nennleistung von 
4.000 kW. 
 

Standort der Anlagen: Gemarkung: Tannenhausen,  
WEA 1:   Flur 15, Flurstück 10/2        (ETRS89: RW 400.329; HW 5934.028) 
WEA 2:   Flur 15, Flurstück 49            (ETRS89: RW 400.783; HW 5934.092) 
WEA 3:   Flur 15, Flurstück 43/2        (ETRS89: RW 401.171; HW 5933.971) 

 
Gemäß § 13 BImSchG schließt diese Genehmigung andere, die Anlage betreffende behördliche Ent-
scheidungen ein, insbesondere die nach der NBauO erforderliche Baugenehmigung, mit Ausnahme 
von Planfeststellungen, Zulassungen bergrechtlicher Betriebspläne, behördlichen Entscheidungen auf 
Grund atomrechtlicher Vorschriften und wasserrechtlichen Erlaubnissen und Bewilligungen nach § 8 
i.V.m. § 10 WHG. 
 
Ferner wird hiermit nach Maßgabe des Antrags nebst beigefügten Antragsunterlagen die wasserrecht-
liche Plangenehmigung nach den §§ 68 und 70 WHG in Verbindung mit den §§ 108 und 109 NWG zur 
Teilverrohrung von Gewässern erteilt. 
 
Alle in den vorgelegten Gutachten und Typenprüfungen aufgeführten Auflagen und Bedingungen sind 
zu erfüllen. Die Gutachten und die Typenprüfungen sind Bestandteil dieser Genehmigung und die dort 
beschriebenen Maßnahmen/Empfehlungen umzusetzen. Die in den Prüfberichten geforderten Abnah-
men sind entsprechend dem Baufortschritt durchzuführen. 
 
Für diese Genehmigung werden Kosten (Gebühren und Auslagen) erhoben, die von der Antragstellerin 
zu tragen sind. Wegen der Höhe der Kosten ergeht ein gesonderter Bescheid. 
 
II. Nebenbestimmungen und Hinweise des Bescheides: 
Der Genehmigungsbescheid ist mit Nebenbestimmungen (Bedingungen, Auflagen, Auflagenvorbe-
halte) und Hinweisen versehen. 
 
III. Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch beim Landkreis 
Aurich, Fischteichweg 7-13, 26603 Aurich, erhoben werden. 
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IV. Auslegung 
Der Genehmigungsbescheid und seine Begründung sowie eine Ausfertigung der genehmigten Antrags-
unterlagen können in der Zeit  
 

vom 09.08.2021 bis zum 23.08.2021 
 
bei folgenden Stellen eingesehen werden: 
 
- Landkreis Aurich,  

Kirchdorfer Straße 7-9,  
Zimmer-Nr. 201,  
26603 Aurich,  

 
während der Dienststunden:  
Montag bis Mittwoch in der Zeit von 8:00 Uhr bis 16:00 Uhr  
Donnerstag in der Zeit von 8:00 Uhr bis 17:00 Uhr  
Freitag in der Zeit von 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
Vorherige Terminabsprache: 04941/16-6041, 16-6042 oder 16-6043 

 
- Stadt Aurich,  

Fachdienst Planung – Erdgeschoss, Zimmer 23 
Bgm.-Hippen-Platz 1  
26603 Aurich, 

 
während der Dienststunden:  
Montag bis Mittwoch in der Zeit von 8:00 Uhr bis 15:30 Uhr sowie 
Donnerstag in der Zeit von 08:00 Uhr bis 18:00 Uhr und 
Freitag in der Zeit von 08:00 Uhr bis 12:30 Uhr 
Vorherige Terminabsprache: 04941/12-2121 
 

- Samtgemeinde Holtriem,  
Zimmer 17  
Auricher Straße 9,  
26556 Westerholt,  
 
während der Dienststunden:  
Montag bis Freitag in der Zeit von 8:30 Uhr bis 12:00 Uhr  
Dienstag in der Zeit von 14:30 Uhr bis 16:00 Uhr  
Donnerstag in der Zeit von 14:30 Uhr bis 17:00 Uhr 
Vorherige Terminabsprache: 04975 - 9193 - 17 

 
Aufgrund der derzeitigen Entwicklung um die Corona-Pandemie und dem damit einge-
schränkten Zugang zum Kreishaus des Landkreises Aurich und dem Rathaus der Stadt Aurich 
ist die Einsichtnahme in die Antragsunterlagen bis auf weiteres nur nach vorheriger telefo-
nischer Terminvereinbarung möglich. Bitte wenden Sie sich dazu innerhalb der genannten 
Dienststunden telefonisch an die vorgenannten Telefonnummern. Die am Tage der Einsicht-
nahme geltenden Hygiene- und Schutzmaßnahmen sind entsprechend umzusetzen und zu 
beachten. Nähere Informationen zu den Hygiene- und Schutzmaßnahmen sind der Internet-
Seite des Landkreises Aurich unter www.landkreis-aurich.de (Bekanntmachungen > Bekannt-
machungen > Windenergie) zu entnehmen. 
 

http://www.landkreis-aurich.de/
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Die zur Einsichtnahme ausliegenden Unterlagen können für die Dauer der Auslegung auch 
digital im UVP-Portal Niedersachsen unter https://uvp.niedersachsen.de/ oder über die In-
ternet-Seite des Landkreises Aurich unter www.landkreis-aurich.de (Bekanntmachungen> 
Bekanntmachungen > Windenergie) eingesehen werden. 
 
V. Hinweis 
Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Genehmigungsbescheid auch gegenüber Dritten, 
die keine Einwendungen erhoben haben, als zugestellt. Der Bescheid und seine Begründung 
können bis zum Ablauf der Widerspruchsfrist von den Personen, die Einwendungen erhoben 
haben, schriftlich oder elektronisch beim Landkreis Aurich, Amt für Bauordnung, Planung und 
Naturschutz, Fischteichweg 7-13, 26603 Aurich, angefordert werden. 
 
Aurich, den 30.07.2021 
 
Landkreis Aurich 
 
Der Landrat 
 
 

Haushaltssatzung 
des Landkreises Aurich für das Haushaltsjahr 2021 

 

Aufgrund des § 112 in Verbindung mit § 58 Abs. 1 Nr. 9 des Niedersächsischen Kommunalverfassungs-

gesetzes (NKomVG) hat der Kreistag in seiner Sitzung am 15. Juli 2021 folgende in den §§ 1a und 2a 

geänderte Haushaltssatzung 2021 beschlossen: 

 

§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 wird 

 

1. im Ergebnishaushalt 

 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 

1.1 der ordentlichen Erträge auf 436.706.100Euro 

1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 438.994.300 Euro 
 

1.3 der außerordentlichen Erträge auf 0 Euro 

1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf 1.500.000 Euro 

 

2. im Finanzhaushalt 

 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 

2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 431.165.000 Euro 

2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 421.087.900 Euro 
 

2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit 8.007.300 Euro 

2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 22.430.500 Euro 
 

2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 16.109.100 Euro 

2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 10.591.800 Euro 

 

festgesetzt. 

https://uvp.niedersachsen.de/
http://www.landkreis-aurich.de/
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Nachrichtlich: Gesamtbetrag 

 der Einzahlungen des Finanzhaushaltes 455.281.400 Euro 

 der Auszahlungen des Finanzhaushaltes 454.110.200 Euro 

 
§ 1a 

 
Der Wirtschaftsplan der Ubbo-Emmius-Klinik Aurich-Norden Vermögensverwaltung wird für das 
Haushaltsjahr 2021 
 
im Erfolgsplan mit Erträgen von 3.384.000 Euro 
  Aufwendungen von 3.384.000 Euro 
im Vermögensplan mit Einnahmen von 6.725.000 Euro 
  Ausgaben von 6.725.000 Euro 
festgesetzt. 
 

§ 1b 
 
Der Wirtschaftsplan der Pflege- und Betreuungszentren -Vermögensverwaltung- des Landkreises Au-
rich wird für das Haushaltsjahr 2021 
 
im Erfolgsplan mit Erträgen von 1.329.000 Euro 
  Aufwendungen von 1.334.000 Euro 
im Vermögensplan mit Einnahmen von 1.298.000 Euro 
  Ausgaben von 1.298.000 Euro 
festgesetzt. 
 

§ 1c 
 
Der Wirtschaftsplan des Eigenbetriebes Rettungsdienst des Landkreises Aurich wird für das Haus-
haltsjahr 2021 
 
im Erfolgsplan mit Erträgen von 13.285.100 Euro 
  Aufwendungen von 13.285.100 Euro 
im Vermögensplan mit Einnahmen von 166.000 Euro 
  Ausgaben von 166.000 Euro 
festgesetzt. 
 

§ 1d 
 
Der Wirtschaftsplan des Eigenbetriebes Kreisvolkshochschulen Aurich-Norden wird für das Haushalts-
jahr 2021 
 
im Erfolgsplan mit Erträgen von 13.593.000 Euro 
  Aufwendungen von 14.002.000 Euro 
im Vermögensplan mit Einnahmen von 375.000 Euro 
  Ausgaben von 375.000 Euro 
festgesetzt. 
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§ 1e 
 
Die Wirtschaftspläne des Eigenbetriebes Abfallwirtschaftsbetrieb Landkreis Aurich werden für das 
Haushaltsjahr 2021 im 
 
Teilbereich Abfallwirtschaft 
 
im Erfolgsplan mit Erträgen von 25.700.000 Euro 
  Aufwendungen von 25.697.500 Euro 
im Vermögensplan mit Einnahmen von 3.972.500 Euro 
  Ausgaben von 3.972.500 Euro 
 
Teilbereich Fäkalschlammentsorgung 
 
im Erfolgsplan mit Erträgen von 269.700 Euro 
  Aufwendungen von 269.700 Euro 
im Vermögensplan mit Einnahmen von 172.700 Euro 
  Ausgaben von 172.700 Euro 
 
festgesetzt. 
 

§ 1f 
 
Der Wirtschaftsplan des Eigenbetriebes Breitbandnetz Landkreis Aurich wird für das Haushaltsjahr 
2021 
 
im Erfolgsplan mit Erträgen von 1.617.000 Euro 
  Aufwendungen von 1.999.000 Euro 
im Vermögensplan mit Einnahmen von 41.600.000 Euro 
  Ausgaben von 41.600.000 Euro 
festgesetzt. 
 

Kredite 
 

§ 2 

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen (Kreditermächtigung) wird auf 14.273.200 Euro festgesetzt. 
 

§ 2a 

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen wird im Vermögensplan der 
Ubbo-Emmius-Klinik Aurich-Norden Vermögensverwaltung auf 4.800.000 Euro festgesetzt. 
 

§ 2b 

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen wird im Vermögensplan der 
Pflege- und Betreuungszentren -Vermögensverwaltung- des Landkreises Aurich auf 485.000 Euro 
festgesetzt. 
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§ 2c 

Im Vermögensplan des Eigenbetriebes Rettungsdienst des Landkreises Aurich werden Kreditaufnah-
men für Investitionen nicht veranschlagt. 
 

§ 2d 

Im Vermögensplan des Eigenbetriebes Kreisvolkshochschulen Aurich-Norden werden Kreditaufnah-
men für Investitionen nicht veranschlagt. 
 

§ 2e 

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen wird im Vermögensplan des 
Eigenbetriebes Abfallwirtschaftsbetrieb Landkreis Aurich im Teilbereich Abfallwirtschaft auf 
1.870.000 Euro und im Teilbereich Fäkalschlammentsorgung auf 130.000 Euro festgesetzt. 
 

§ 2f 

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen wird im Vermögensplan des 
Eigenbetriebes Breitbandnetz Landkreis Aurich auf 22.200.000 Euro festgesetzt. 
 

Verpflichtungsermächtigungen 
 

§ 3 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 21.135.000 Euro festgesetzt.  
 

§ 3 a 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen im Vermögensplan des Eigenbetriebes Breit-
bandnetz Landkreis Aurich wird auf 86.915.000 Euro festgesetzt. 
 

§ 3 b 

In den Vermögensplänen der Ubbo-Emmius-Klinik Aurich-Norden Vermögensverwaltung, der Pflege- 
und Betreuungszentren -Vermögensverwaltung- des Landkreises Aurich, des Eigenbetriebes Rettungs-
dienst des Landkreises Aurich, des Eigenbetriebes Kreisvolkshochschulen Aurich-Norden und des Ei-
genbetriebes Abfallwirtschaftsbetrieb Landkreis Aurich werden Verpflichtungsermächtigungen nicht 
veranschlagt. 
 

Liquiditätskredite 
 

§ 4 

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2021 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 65.000.000 Euro festgesetzt. 
 

§ 4a Konzernfinanzierung Liquiditätskredite 

Der Landkreis Aurich darf ausschließlich zur Vorfinanzierung der investiven Bestandteile des Projektes 
Zentralklinikum im Haushaltsjahr 2021 Liquiditätskredite bis zu 5.000.000 Euro an die Trägergesell-
schaft bereitstellen. 
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§ 4b 

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2021 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Auszahlungen durch die Sonderkasse der Ubbo-Emmius-Klinik Aurich-Norden Vermögensverwaltung 
in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 500.000 Euro festgesetzt. 
 

§ 4c 

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2021 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Auszahlungen durch die Sonderkasse der Pflege- und Betreuungszentren - Vermögensverwaltung - 
des Landkreises Aurich in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 800.000 Euro festgesetzt. 
 

§ 4d 

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2021 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Auszahlungen durch die Sonderkasse des Eigenbetriebes Rettungsdienst des Landkreises Aurich in 
Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 1.000.000 Euro festgesetzt. 
 

§ 4e 

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2021 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Auszahlungen durch die Sonderkasse des Eigenbetriebes Kreisvolkshochschulen Aurich-Norden in An-
spruch genommen werden dürfen, wird auf 1.500.000 Euro festgesetzt. 
 

§ 4f 

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2021 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Auszahlungen durch die Sonderkasse des Eigenbetriebes Abfallwirtschaftsbetrieb Landkreis Aurich 
Teilbereich Abfallwirtschaft in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 4.280.000 Euro festge-
setzt. Für die Sonderkasse des Teilbereiches Fäkalschlammentsorgung werden Liquiditätskredite nicht 
beansprucht. 
 

§ 4g 

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2021 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Auszahlungen durch die Sonderkasse des Eigenbetriebes Breitbandnetz Landkreis Aurich in Anspruch 
genommen werden dürfen, wird auf 8.000.000 Euro festgesetzt. 
 

§ 5 
 

Der Hebesatz der Kreisumlage (§ 15 NFAG) für das Haushaltsjahr 2021 wird auf 50,5 v. H. der Steuer-
kraftzahlen gem. § 11 NFAG sowie 90 v. H. der Schlüsselzuweisungen der kreisangehörigen Gemeinden 
festgesetzt. 
 

§ 6 
 

Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen gelten im Sinne des § 117 NKomVG als 
unerheblich, wenn sie im Einzelfall den Betrag von 50.000 Euro nicht übersteigen. 
 

§ 7 
 

Die Deckungs- und Übertragungsgrundsätze werden gemäß den Regelungen in der Übersicht über die 
gebildeten Budgets nach § 1 Abs. 2 Nr. 12 i. V. m. § 4 Abs. 3 der Kommunalhaushalts- und -kassenver-
ordnung (KomHKVO) festgesetzt. 
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§ 8 
 

Investitionen von erheblicher finanzieller Bedeutung im Sinne des § 12 der Kommunalhaushalts- und -
kassenverordnung (KomHKVO) liegen vor, wenn die Investitionssumme 1 % der Erträge des Ergebnis-
haushaltes übersteigt. 
 
Aurich, 15. Juli 2021 
 
Landkreis Aurich 
 
Der Landrat 
Meinen 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2021 wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
Die nach § 119 Abs. 4, § 120 Abs. 2, § 122 Abs. 2 und § 130 Abs. 3 Niedersächsisches Kommunalverfas-
sungsgesetz (NKomVG) sowie § 15 Abs. 6 des Niedersächsischen Gesetzes über den Finanzausgleich 
(NFAG) erforderliche Genehmigung ist am 26.07.2021 durch das Niedersächsische Ministerium für In-
neres und Sport unter dem Aktenzeichen 32.17-10302-452(2021) erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom 02.08.2021 bis zum 10.08.2021 zur 
Einsichtnahme im Kreishaus Aurich, Fischteichweg 7-13, Zimmer 2.019, öffentlich aus. 
 
Der Beteiligungsbericht liegt nach § 151 S. 3 NKomVG zur Einsichtnahme im Kreishaus Aurich, Fisch-
teichweg 7-13, Zimmer 2.019, öffentlich aus. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass der Haushaltsplan und der Beteiligungsbericht auf der Internetseite 
www.landkreis-aurich.de einzusehen ist. 
 
Aurich, den 30. Juli 2021 
 
Landkreis Aurich 
 
Der Landrat 
In Vertretung 
Dr. Puchert 
 
 

 
B. Bekanntmachungen der Stadt Emden 

 

 
Allgemeinverfügung der Stadt Emden 

Einziehung eines Teils der Emsstraße nach dem Niedersächsischen Straßengesetz (NStrG) 
 
Der nördliche Abschnitt der Emsstraße zwischen Emsmauerstraße und Neptunstraße (Gemarkung Em-
den, Flur 37, Flurstück 95/3) wird gemäß § 8 Abs. 1 NStrG mit Wirkung zum 01.08.2021 eingezogen 
(entwidmet), da diese Fläche für den öffentlichen Verkehr keine Verkehrsbedeutung mehr hat. Ein-
wendungen sind nach der Bekanntgabe der Einziehungsabsicht nach § 8 Abs. 2 NStrG am 24.04.2021 
innerhalb von 3 Monaten nicht eingegangen. Durch diese Einziehung wird die Eigenschaft des genann-
ten Straßenabschnittes als öffentliche Verkehrsfläche aufgehoben. Die Einziehung wird hiermit gemäß 
§ 8 Abs. 3 NStrG öffentlich bekanntgemacht. 
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Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsge-
richt Oldenburg, Schloßplatz 10, 26122 Oldenburg, erhoben werden. 
 
Emden, den 27.07.2021 
 
Stadt Emden 
 
Der Oberbürgermeister 
 

 
Allgemeinverfügung der Stadt Emden 

Einziehung des Parkplatzes nördlich der Herner Straße nach dem Niedersächsischen Straßengesetz 
(NStrG) 

 
Die öffentliche Verkehrsfläche des Flurstücks 17/304, Flur 11 der Gemarkung Emden (Parkplatz nörd-
lich der Herner Straße) wird gemäß § 8 Abs. 1 NStrG mit Wirkung zum 01.08.2021 eingezogen (entwid-
met), da diese Fläche im Rahmen im überwiegenden öffentlichen Interesse einer baulichen Nachver-
dichtung zugeführt werden soll. Einwendungen sind nach der Bekanntgabe der Einziehungsabsicht 
nach § 8 Abs. 2 NStrG am 24.04.2021 innerhalb von 3 Monaten nicht eingegangen. Durch diese Einzie-
hung wird die Eigenschaft des genannten Parkplatzes als öffentliche Verkehrsfläche aufgehoben. Die 
Einziehung wird hiermit gemäß § 8 Abs. 3 NStrG öffentlich bekanntgemacht. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsge-
richt Oldenburg, Schloßplatz 10, 26122 Oldenburg, erhoben werden. 
 
Emden, den 27.07.2021 
 
Stadt Emden 
 
Der Oberbürgermeister 
 

 
Allgemeinverfügung 

der Stadt Emden über die Benennung von Straßen gemäß § 58 Abs. 2 Nr. 1 des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) 

 
Der Rat der Stadt Emden hat in seiner Sitzung am 15.07.2021 beschlossen, den im Baugebiet D 146 
(Stadtteil Innenstadt, zwischen Hermann-Neemann-Straße und Arthur-Engler-Straße) neu entstande-
nen Stadtplatz wie folgt zu benennen: „Neuer-Delft-Platz“. 
 
Der Rat der Stadt Emden hat in seiner Sitzung am 15.07.2021 weiterhin beschlossen, die zum Middel-
mantje führende Straße (Stadtteil Port Arthur/Transvaal, östlich des Außenhafens) wie folgt zu benen-
nen: „Middelmantje“. 
 
Der Rat der Stadt Emden hat in seiner Sitzung am 15.07.2021 außerdem beschlossen, dass für den 
Straßenabschnitt des Dwarsmaarweges (Stadtteil Widdelwehr/Jarßum) ab der Kreuzung Stoppelweg 
Richtung Osten  
 
1. die Benennung „Dwarsmaarweg“ aufgehoben und 
2. dieser Abschnitt der Straße in „Obstboomweg“ neubenannt wird. 
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Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Verwal-
tungsgericht Oldenburg, Schloßplatz 10, 26122 Oldenburg, erhoben werden.  
 
Emden, den 27.07.2021 
 
Stadt Emden 
 
FD361 
Der Oberbürgermeister 
 
 

 
C. Bekanntmachungen der Gemeinden 

 

 
2. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Stadt Aurich vom 02.02.2012 

 
Auf Grund der §§ 10 und 12 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der 
Fassung vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl 2010, S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 10.06.2021 (Nds. GVBl. S. 368) hat der Rat der Stadt Aurich in seiner Sitzung am 26.07.2021 
folgende Satzung beschlossen: 
 

Artikel I 
 
Die Hauptsatzung der Stadt Aurich vom 02.02.2012 wird wie folgt geändert: 
 
§ 6 erhält folgende Fassung: 
 
Außer der Bürgermeisterin / dem Bürgermeister werden die allgemeine Vertreterin / der allgemeine 
Vertreter als Erste Stadträtin / Erster Stadtrat und eine weitere leitende Beamtin/ ein leitender Beam-
ter in das Beamtenverhältnis auf Zeit berufen. 
 

Artikel II 
 
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
Aurich, den 27.07.2021 
 
Stadt Aurich 
 
Feddermann 
Bürgermeister 
 

 
Inkrafttreten der 3. vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes Nr. C 2  

„Oleanderweg“ der Stadt Wiesmoor 
 
Der Rat der Stadt Wiesmoor hat in seiner öffentlichen Sitzung am 17.05.2021 die 3. vereinfachte Än-
derung des Bebauungsplanes Nr. C 2 mit den enthaltenen örtlichen Bauvorschriften gemäß § 10 Abs. 
1 Baugesetzbuch (BauGB) als Satzung beschlossen. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist aus dem nachstehenden Übersichtsplan ersichtlich. 
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Die 3. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. C 2 mit den enthaltenen örtlichen Bauvorschrif-
ten tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft (vgl. § 10 Abs. 3 BauGB). 
 
Die 3. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. C 2 mit den örtlichen Bauvorschriften kann 
einschließlich seiner Begründung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB bei der Stadt Wiesmoor, Hauptstr. 193, 
26639 Wiesmoor, Fachbereich 4 – Bauangelegenheiten, 2. Obergeschoss, Zimmer Nr. 205, während 
der üblichen Dienststunden eingesehen werden. Jedermann kann den Bebauungsplan einsehen und 
über seinen Inhalt Auskunft verlangen. Des Weiteren sind die Bauleitplanunterlagen im Internet auf 
der Homepage der Stadt Wiesmoor – www.stadt-wiesmoor.de – einsehbar. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die Fälligkeit etwaiger Entschädigungs-
ansprüche im Falle der in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile, deren Leistung 
schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen ist, und des § 44 Abs. 4 BauGB über das Er-
löschen von Entschädigungsansprüchen, wenn der Antrag nicht innerhalb der Frist von drei Jahren ge-
stellt ist, wird hingewiesen. 
 
Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 4 und Abs. 2 BauGB bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften sowie Mängel in der Abwägung nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB werden gemäß § 215 
Abs. 1 BauGB unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schrift-
lich gegenüber der Stadt Wiesmoor unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts 
geltend gemacht worden sind. 
 
Auf den Aushang dieser Bekanntmachung im Aushangkasten am Rathaus der Stadt Wiesmoor, Haupt-
str. 193, 26639 Wiesmoor, wird hingewiesen. Die Bekanntmachung ist ebenfalls im Internet ersichtlich 
unter www.wiesmoor.de. 
 
Wiesmoor, 27.07.2021 
 
Stadt Wiesmoor 
 
Der Bürgermeister  
Völler 

http://www.stadt-wiesmoor.de/
http://www.wiesmoor.de/
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Bekanntmachung der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 0105  

der Gemeinde Dornum 

 

Der Rat der Gemeinde Dornum hat am 16.06.2021 in öffentlicher Sitzung die 4. Änderung des Bebau-

ungsplanes Nr. 0105 nach § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) als Satzung beschlossen. Der Geltungs-

bereich der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 0105 ist in dem nachfolgenden Planausschnitt durch 

eine schwarz gestrichelte Linie umrandet: 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 0105 tritt gem. § 10 Abs. 3 BauGB mit dieser Bekanntma-

chung in Kraft. 

 

Die 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 0105 wird einschließlich ihrer Begründung im Rathaus der 

Gemeinde Dornum, Zimmer 20, Schatthauser Straße 9, 26553 Dornum, während der Öffnungszeiten 

(Montag – Freitag 0830 Uhr bis 1200 Uhr; zusätzlich am Donnerstag 1400 Uhr – 1530 Uhr und/ oder nach 

vorheriger Terminvereinbarung unter 04933/ 918912) zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über 

den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft erteilt. Aufgrund der aktuellen Situation bedingt durch die 

Corona-Pandemie wird um vorherige telefonische Terminabsprache unter der Rufnummer 04933/ 91 

89 0 gebeten.  

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 des BauGB über die fristgemäße Geltend-

machung etwaiger Entschädigungsansprüche von durch Festsetzungen des Bebauungsplanes oder 

seine Durchführung eintretenden Vermögensnachteilen, die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichnet 

sind, sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristgemäßer 
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Geltendmachung wird hingewiesen. Der Entschädigungsberechtigte kann die Fälligkeit des Anspruchs 

dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungs-

pflichten beantragt. Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach 

Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile 

eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.  

 

Gem. § 215 Abs. 1 BauGB werden unbeachtlich:  

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 

Verfahrens- und Formvorschriften  

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über 

das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und  

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,  

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung des Bauleitplanes schriftlich gegen-

über der Gemeinde Dornum, Schatthauser Straße 9, 26553 Dornum, unter Darlegung des die Verlet-

zung begründenden Sachverhaltes geltend gemacht worden sind. 

 

Dornum, den 26.07.2021 

 

Gemeinde Dornum 

 

Der Bürgermeister 

Hook 

 

 
Bekanntmachung der Innenbereichssatzung „Adeweg“ der Gemeinde Osteel 

gem. § 34 Abs. 4 Nr. 2 und 3 BauGB 
 
Der Rat der Gemeinde Osteel hat mit Beschluss vom 29.06.2021 in seiner öffentlichen Sitzung die Innenbe-
reichssatzung „Adeweg“ sowie die Begründung hierzu nach § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) als Satzung 
beschlossen. 
 
Der Geltungsbereich der Innenbereichssatzung ist aus dem nachstehenden Übersichtsplan ersichtlich:  
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Die Innenbereichssatzung „Adeweg“ tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft (vgl. § 10 Abs. 3 BauGB).  
 
Die Innenbereichssatzung kann einschließlich Begründung während der üblichen Dienststunden bei der Ge-
meinde Osteel, Am Markt 10, 26529 Marienhafe, eingesehen werden. Jedermann kann über den Inhalt Aus-
kunft verlangen. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die fristgemäße Geltendmachung etwaiger Ent-
schädigungsansprüche für die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile, deren Leistungen 
schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen ist, und des § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen 
von Entschädigungsansprüchen, wenn der Antrag nicht innerhalb der Frist von drei Jahren gestellt ist, wird 
hingewiesen. 
 
Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften 
sowie Mängel des Abwägungsvorgangs nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB werden gemäß    § 215 Abs. 1 Nrn. 1 
und 3 BauGB unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Innenbereichssat-
zung schriftlich gegenüber der Gemeinde Osteel unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachver-
halts geltend gemacht worden sind. 
 
26529 Marienhafe, 20. Juli 2021 
 
Gemeinde Osteel 
 
Der Gemeindedirektor 
I.V.: 
Behrends 
 

 
Gesamtabschluss der Samtgemeinde Hage zum 31.12.2019 

 
Der Samtgemeinderat hat gemäß § 129 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG) am 29.06.2021 den Gesamtabschluss der Samtgemeinde Hage für das Haushaltsjahr 2019 
beschlossen und dem Samtgemeindebürgermeister die Entlastung erteilt. 
 
Nachstehend die Bilanz in komprimierter Darstellungsform zur Veröffentlichung gemäß § 55 Abs.1 S. 
3 der Kommunalhaushalts- und Kassenverordnung (KomHKVO) in Verbindung mit dem RdErl. d. MI 
vom 24.04.2017 (Nds.MBl. S. 566) Muster 14: 
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Der Gesamtabschluss der Samtgemeinde Hage wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
Der Gesamtabschluss inklusive Anhang zum 31.12.2019 und der Bericht über die Prüfung des Gesamt-
abschlusses liegen in der Zeit vom 16.08.2021 bis einschließlich 24.08.2021 während der Öffnungszei-
ten des Rathauses der Samtgemeinde Hage, Hauptstraße 81, 26524 Hage, Zimmer Nr. 7, aus. 
 
Hage, den 28. Juli 2021 
 
Samtgemeinde Hage 
 
Der Samtgemeindebürgermeister 
Trännapp 
 
 

 
D. Bekanntmachungen sonstiger öffentlicher Körperschaften 

 

 
Öffentliche Bekanntmachung 

in der Flurbereinigung Arler Hammrich 
III. Anordnung 

 
In der Flurbereinigung Arler Hammrich wird aufgrund des § 8 Abs. 1 Flurbereinigungsgesetz i. d. F. vom 
16.03.1976 (BGBl. I S. 546), zuletzt geändert durch Art. 17 des Gesetzes vom 19.12.2008 (BGBl. I S. 
2794), die Hinzuziehung folgender Flurstücke angeordnet: 
 
 
Gemeindebezirk Großheide 

   

Gemarkung Großheide Flur 1 Flurstücke 1/7, 1/12, 1/14, 3, 4 

 Flur 9 Flurstück 80/10 

Gemarkung Westerende Flur 1 Flurstücke 46, 52/1 

 Flur 5 Flurstücke 98/2, 112, 213/40 

 Flur 10 Flurstücke 43/1, 54/1, 54/2 

Gemarkung Arle Flur 4 Flurstück 33 

 Flur 7 Flurstücke 180/119, 181/118 

 Flur 8 Flurstücke 32, 96, 252/50 
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Gemeindebezirk Dornum    

Gemarkung Nesse Flur 14 Flurstück 11 

Gemeindebezirk SG Esens/Gemeinde Holtgast    

Gemarkung Damsum Flur 2 Flurstück 39/2 

Gemarkung Utgast Flur 1 Flurstücke 48, 49/2 

Gemeindebezirk SG Holtriem/Gemeinde Nenndorf    

Gemarkung Nenndorf Flur 4 Flurstück 2/2 

 

Durch diese Anordnung vergrößert sich die Verfahrensfläche um 30,7766 ha auf rd. 1.006 ha. 
Die hinzuzuziehenden Flurstücke sind in der zu dieser Anordnung gehörenden Gebietskarte gekenn-
zeichnet. 
 

Gründe: 
Durch diese Anordnung werden Flurstücke zum Verfahren zugezogen, um eine stärkere Zusammenle-
gung landwirtschaftlicher Flächen und somit eine Steigerung der Produktivität der betroffenen Teil-
nehmer zu erreichen sowie zur Umsetzung von Tauschvereinbarungen, die der Erreichung des Verfah-
renszieles dienen. 
 

Beschränkung der Nutzungs- und Baurechte im Flurbereinigungsgebiet (§ 34 FlurbG) 
Für die zugezogenen Flurstücke gelten folgende Einschränkungen: 
1. In der Nutzungsart der Grundstücke dürfen ohne Zustimmung des ArL Weser-Ems, Geschäftsstelle 

Aurich, Oldersumer Straße 48, 26603 Aurich, nur Änderungen vorgenommen werden, die zum 
ordnungsgemäßen Wirtschaftsbetrieb gehören, 

2. Bauwerke, Brunnen, Gräben, Wälle, Einfriedigungen und ähnliche Anlagen dürfen nur mit Zustim-
mung des ArL Weser-Ems, Geschäftsstelle Aurich errichtet, hergestellt, wesentlich verändert oder 
beseitigt werden, 

3. Obstbäume, Beerensträucher, Bäume, Hecken, Feld- und Ufergehölze dürfen nur mit Zustimmung 
des ArL Weser-Ems, Geschäftsstelle Aurich beseitigt werden, 

4. Holzeinschläge und Baumaßnahmen dürfen nur mit Zustimmung des ArL Weser-Ems, Geschäfts-
stelle Aurich ausgeführt werden. 
 

Änderungen oder Herstellung von Anlagen ohne eine nachweisbare Genehmigung des ArL Weser-Ems, 
Geschäftsstelle Aurich können im Flurbereinigungsverfahren unberücksichtigt bleiben oder auf Kosten 
desjenigen, der eine solche Änderung oder Herstellung veranlasst hat, beseitigt werden. 
Diese Eigentumsbeschränkungen unterliegen nicht der Anfechtbarkeit, da es sich hier nicht um einen 
Verwaltungsakt, sondern lediglich um die Wiedergabe einer gesetzlichen Vorschrift handelt. 
 

Anmeldung von Rechten (§ 14 FlurbG) 
Rechte und Pflichten, die aus dem Grundbuch nicht ersichtlich sind, aber zur Beteiligung am Flurberei-
nigungsverfahren berechtigen können, sind innerhalb von 3 Monaten beim ArL Weser-Ems, Geschäfts-
stelle Aurich anzumelden. 
Insbesondere kommen in Betracht: 
a) Rechte der Wasser- und Bodenverbände, deren Gebiet mit dem Flurbereinigungsgebiet räumlich 

zusammenhängt und dieses beeinflusst oder von ihm beeinflusst wird, 
b) Rechte an den zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden Grundstücken oder persönliche Rechte, 

die zum Besitz oder zur Nutzung solcher Grundstücke berechtigen oder die Nutzung beschränken 
(z.B. Pacht-, Miet- oder ähnliche Rechte), 

c) die Verpflichtung zum Unterhalt von Anlagen nach § 45 Abs. 1 S. 2 FlurbG, d.h. Anlagen, die dem 
öffentlichen Verkehr, dem Hochwasserschutz, der öffentlichen Wasser- und Energieversorgung so-
wie der Abwasserverwertung oder -beseitigung dienen, 

d) Eigentumsrechte an den unter c) genannten Anlagen, 
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e) Rechte an den zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden Grundstücken, insbesondere Nutzungs-
rechte oder andere Dienstbarkeiten, wie Wasserleitungsgerechtigkeiten, außerdem Wege-, Was-
ser- und Fischereirechte, die vor dem 01.01.1900 begründet worden sind und deshalb der Eintra-
gung in das Grundbuch nicht bedurften, 

f) Rechte an den unter e) bezeichneten Rechten, 
g) Rechte an Grundstücken, die noch nicht in das Grundbuch oder das Liegenschaftskataster 

übernommen worden sind. 
 

Werden Rechte nach Ablauf der Frist von 3 Monaten angemeldet, so kann das ArL Weser-Ems, Ge-
schäftsstelle Aurich die bisherigen Verhandlungen und Festsetzungen gemäß § 14 Abs. 2 und 3 FlurbG 
gelten lassen. 
Sind Eintragungen im Grundbuch durch Rechtsübergang außerhalb des Grundbuches unrichtig gewor-
den, werden die Beteiligten darauf hingewiesen, im eigenen Interesse beim Grundbuchamt auf eine 
baldige Berichtigung des Grundbuches hinzuwirken bzw. den Auflagen des Grundbuchamtes zur Be-
schaffung fehlender Unterlagen umgehend nachzukommen. 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diesen Verwaltungsakt kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe beim Amt für regionale 
Landesentwicklung (ArL) Weser-Ems, Theodor-Tantzen-Platz 8, 26122 Oldenburg sowie bei der Ge-
schäftsstelle Aurich des ArL Weser-Ems, Oldersumer Straße 48, 26603 Aurich, schriftlich oder zur Nie-
derschrift Widerspruch erhoben werden. 
 

Hinweise:  
1. Sollten bei geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde gemacht wer-

den, wird darauf hingewiesen, dass diese Funde meldepflichtig sind. Es wird gebeten, die Funde 
unverzüglich einer Denkmalbehörde oder einem Beauftragten für die Archäologische Denkmal-
pflege zu melden. 
 

2. Ermittlung des Dauergrünlandstatus nach DirektZahlDurchfG i. V. m. der VO (EU) Nr. 1307/2013 
und VO (EU) Nr. 639/2014  
Die Flurbereinigungsbehörde weist darauf hin, dass sie für den Zeitraum der Durchführung des 
Flurbereinigungsverfahrens zur sachgerechten und zweckmäßigen Planung des Flurbereinigungs-
verfahrens den Dauergrünlandstatus aus der Agrarförderung beim Servicezentrum für Landent-
wicklung und Agrarförderung erheben wird 
 

3. Gemäß § 27 a Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz wird diese öffentliche Bekanntmachung auch 
im Internet unter www.flurb-we.niedersachsen.de in der Rubrik „Öffentliche Bekanntmachungen“ 
eingestellt. 

 

Aurich, 14.07.2021 
 

Amt für regionale Landesentwicklung Weser-Ems 
 - Geschäftsstelle Aurich - 
 

Im Auftrage 
Bohlen 
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